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Der Vorstellung des Gießener Zentrums
Östliches Europa (GiZO) durch MONIKA
WINGENDER folgte die kurze Vorstellung
der Forschungsgruppe durch THOMAS M.
BOHN (ebenfalls Gießen). „Politik und Ge-
sellschaft nach Tschernobyl“ ist Bestandteil
des Förderprogramms „Einheit in der Vielfalt.
Grundlagen und Voraussetzungen eines er-
weiterten Europas“ der VolkswagenStiftung.
Folgende Institutionen sind daran beteiligt:
das Zentrum für Zeithistorische Forschung
Potsdam (ZZF), die Justus-Liebig-Universität
Gießen (JLU), die Europäische Humanisti-
sche Universität Vilnius/Minsk (EHU) und
die Ukrainische Nationaluniversität Kievo-
Mohyla Akademie (NaUKMA).

Die Moderation der anschließenden Bei-
träge übernahm Melanie Arndt (Potsdam).
Als erstes referierte JURIJ SHERBAK (Kiew)
aus eigenem Erleben über die Ereignisse vom
Frühjahr 1986 sowie über die daraus ableitba-
ren Lehren für die gesamte Menschheit. Die
bislang größte nukleare Katastrophe sei zwar
Ursache vieler entsetzlicher Folgeschäden am
Ort des Geschehens, das Gefahrenpotential
sei hingegen von absolut globaler Relevanz.
Da praktisch ganz Europa (und andere Konti-
nente) direkt vom radioaktiven Fallout betrof-
fen waren, stelle sich neben der gegenseitigen
militärischen Bedrohung weltweit die Frage
der weiteren Nutzung von Atomenergie bzw.
der Reaktorsicherheit. Dazu zählten explizit
die Informationspolitik gegenüber der Bevöl-
kerung, der Rückgriff auf erneuerbare Ener-
gieressourcen und die Bewahrung der Um-
welt.

Als nächstes verknüpfte ALIAKSANDR
DALHOUSKI (Gießen) die staatliche Kom-
pensationspolitik nach der Reaktorkatastro-
phe mit den Forderungen aus der Bevölke-
rung, so wie sie in Form schriftlicher Ein-
gaben in weißrussischen Archiven aufzufin-
den sind. Zunächst habe die Untätigkeit der

Sowjetbehörden, die im Widerspruch zu den
wohlfeilen Reden Gorbatschows von Glas-
nost und Perestroika stand, dafür gesorgt,
dass die Menschen aktiv wurden und mit Hil-
fe des Petitionswesens die staatliche Hilfe für
sich einforderten. Dabei seien die Verfasser
der Beschwerden nach spezifischen, vor allem
geografisch auffälligen Interessengruppen zu
klassifizieren. Den Zeitraum von 1986 bis 1991
teilt Dalhouski darüber hinaus in verschiede-
ne Protestphasen ein. In der folgenden Dis-
kussion war vor allem umstritten, ab wann
die politische Opposition in der Belarussi-
schen Sowjetrepublik ihr „ökologisches Be-
wusstsein“ entdeckt, das heißt das Thema
Tschernobyl thematisiert habe; erst 1989 oder
bereits zuvor?

TATIANA KASPERSKI (Vilnius) widmete
sich in ihrem Vortrag der Frage, wie oder
inwiefern die staatliche Informationspolitik
die Erinnerung und die alltäglichen Prakti-
ken der Betroffenen nach der Tschernobyl-
Katastrophe beeinflusst hat. Ihre Untersu-
chungsobjekte waren im Wesentlichen spezi-
elles Kartenmaterial der Belarus, das erst ab
1989 landesweit den Kontaminationsgrad an-
zeigte, sowie diverse Schulbücher und -hefte,
in denen Angaben zum Thema Radiologie
etc. gemacht wurden. Auffällig sei dabei vor
allem, dass die Havarie bis heute von Sei-
ten der Machthaber fatalistisch als Schicksals-
schlag präsentiert werde, der das Land heim-
gesucht habe, ohne dass die politische Ver-
antwortung der damaligen Entscheidungsträ-
ger oder das Thema Kernenergie umfassend
diskutiert bzw. dargestellt werde. Das All-
tagsleben der Bevölkerung sei dagegen zu-
nächst von einem hohen Maß komplexer Re-
geln und Einschränkungen geprägt gewesen,
die inzwischen aber kaum noch befolgt wür-
den. Diese seien dennoch in den individu-
ellen Erinnerungen weitestgehend dominant
geblieben.

Zum Abschluss des Tages präsentierte
EVGENIA IVANOVA (Vilnius) aus fe-
ministischer Perspektive eine Kritik an
westlich-liberalen Vorstellungen zur Staats-
bürgerschaft. Die Diskurse schrieben zwar
Gleichheit, Emanzipation, Freiheit, Men-
schenrechte usw. fest, enthielten aber keine
expliziten Gender-Konzepte. Hierdurch
ergäbe sich ein Widerspruch zwischen den
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rollengeprägten Erwartungen des Staates
bzw. der Gesellschaft an seine Angehöri-
gen und den Bedürfnissen der weiblichen
(Staats-)Bürger. Ihr „Körper“, das heißt
dessen spezifische Rolle, werde in der Öffent-
lichkeit in aller Regel ausgeblendet. Darin
gleiche der gesellschaftliche Diskurs den
öffentlichen Diskussionen in der Belarus nach
Tschernobyl.

Am nächsten Morgen übernahm Stefan-
Ludwig Hoffmann (Potsdam) die Dis-
kussionsleitung. Als erste trug MELANIE
ARNDT zur Vernetzung zivilgesellschaftli-
cher Tschernobyl-Initiativen in Deutschland
und der Belarus vor. Diese erstreckten sich
vor allem auf die Aufnahme weißrussischer
Kinder aus den verseuchten Gebieten zur
Erholung in der Bundesrepublik sowie auf
die Lieferung von Hilfsgütern. Ein Movens
für das deutsche Engagement sei in der
Abtragung historischer Schuld zu suchen.
Im Mittelpunkt der Analyse standen somit
der Wissens- und Ressourcentransfer und
die beiderseitigen Auswirkungen auf die
sogenannte „Zivilgesellschaft“. Dabei ließen
sich aber nicht immer nur positive Befunde
konstatieren, seien es zum einen Viktimi-
sierungsprozesse auf belarussischer, oder
der mitunter blindwütige Aktionismus von
deutscher Seite.

Nachfolgend erläuterte ANDREJ STEPA-
NOV (Vilnius) die Auswirkungen des GAUs
auf den öffentlichen Diskurs innerhalb der
Belarus. Die politischen und sozialen Folgen
mussten ja schließlich auch Einfluss auf das
Entstehen politischer Bewegungen in der So-
wjetrepublik nehmen und die Nuklearpoli-
tik des später unabhängigen Landes determi-
nieren. Im Zuge dieses Prozesses habe sich
„Tschernobyl“ in mehreren Phasen zu einer
politisierten Chiffre entwickelt, welche im
Parlament, unter Forschern und NGOs eif-
rig diskutiert und instrumentalisiert worden
sei. Gleichzeitig unterlagen Begriffe und Para-
digmen ihrerseits einem Wandel. Knackpunkt
in der öffentlichen Wahrnehmung seien aller-
dings die jeweilige Herkunft der Informatio-
nen und der persönliche bzw. familiäre Er-
fahrungshintergrund gewesen. Den (vorläufi-
gen) Schlusspunkt der „Tschernobyl-Politik“
der Regierung Lukašenka stelle der 2008 be-
schlossene Bau eines neuen Atomkraftwerkes

dar, worauf das Regime bereits seit Ende der
1990er-Jahre diskursiv hingearbeitet habe.

Zu guter Letzt stellte ANASTASIA LEU-
CHINA (Kiew) die mit Tschernobyl einset-
zende Entwicklung unabhängiger ukraini-
scher Umweltbewegungen vor. Im Mittel-
punkt ihres Referates standen die Charakte-
risierung einzelner Gruppen, deren Interakti-
on mit dem (sowjetischen) Staat, sowie die zu-
nehmende Politisierung, Professionalisierung
und gegenseitige Vernetzung der Initiativen.
Auch hierbei ließen sich verschiedene Dyna-
miken und Phasen in den Aktivitäten beob-
achten. Leider hätten die heute noch tätigen
NGOs keine nachhaltigen Einflüsse auf die
ukrainische Politik erzielen können. Darin gli-
chen sie den Aktivisten in den anderen betrof-
fenen Staaten (Russland, Belarus).

In einem Abendvortrag thematisierte AS-
TRID SAHM (Minsk) mit Blick auf den an-
stehenden 25. Jahrestag das Potential der Re-
aktorkatastrophe von Tschernobyl, zum Be-
standteil einer – zuvor definierten – europäi-
schen Erinnerungskultur zu werden. Metho-
disch beinhalte dies vor allem das gemein-
same Erinnern und die Aufarbeitung histo-
risch strittiger Themen im gegenseitigen Dis-
kurs, wenn auch die Wahrnehmung je nach
Land differieren möge. Das Ziel läge in der
Überwindung geschichtspolitischer Antago-
nismen, die nicht nur zwischen West und Ost
bestünden, sondern auch untereinander viel-
fach fragmentiert seien. Selbst wenn es mo-
mentan en vogue ist, so sei doch „Tscherno-
byl“ in Anbetracht der damaligen öffentlichen
Anteilnahme, darunter in vielen westeuropäi-
schen Ländern, durchaus dafür prädestiniert,
Eingang in ein plurales, demokratisches und
ziviles „europäisches Gedächtnis“ zu finden.
Die nachfolgende Diskussion knüpfte im we-
sentlichen an den Begriff des „Erinnerungsor-
tes“ von Pierre Nora an, erörterte die Bedeu-
tung der Metapher „Tschernobyl“ im Zeital-
ter des dramatischen globalen Klimawandels
und der Suche nach umweltschonenden Ener-
gien, und sprach den heutigen Opferdiskurs
in der Republik Belarus an.

Der Workshop bot in weiten Teilen An-
lass, auf der Basis von neuem Archivma-
terial und historisch-sozialwissenschaftlichen
Konzepten zu diskutieren, und damit eige-
ne Sichtweisen zu überprüfen. Es ging we-
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niger darum, feststehende Schlüsse vorzutra-
gen. Bei aller Heterogenität der Themenaus-
wahl lässt sich die Zusammenkunft daher
als wissenschaftliche und methodische Anre-
gung verbuchen. Ihre schriftlichen Ergebnisse
werden hoffentlich nicht mehr lange auf sich
warten lassen.

Konferenzübersicht:

Jurij Sherbak (Kiew): Chernobyl 23 years af-
ter: lessons for mankind
Aliaksandr Dalhouski (Gießen): State poli-
tics concerning Chernobyl an written protest
1986-1991

Tatiana Kasperski (Vilnius): Reconstructing
memory of the Chernobyl disaster through
everyday practices and power relations in the
contaminated areas in Belarus

Evgenia Ivanova (Vilnius): Citizenship: the fe-
minist critique

Melanie Arndt (Potsdam): „Children of Cher-
nobyl“. The interconnection of civil-society
initiatives in Germany and Belarus

Andrej Stepanov (Vilnius): The politics of
Chernobyl Discourse

Anastasia Leuchina (Kiew): Development of
Ukrainian Environmental NGOs After Cher-
nobyl: Trends and Issues

Astrid Sahm (Minsk): Die Katastrophe von
Tschernobyl im Kontext einer europäischen
Erinnerungskultur

Tagungsbericht Politik und Gesellschaft nach
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